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Auch NRW-Ministerpräsident Hendrik Wüst (CDU) 
sieht zur Staatshilfe keine Alternative, wenn man Indus-
trieland bleiben und der Abwanderung großer Unter-
nehmen ins Ausland nicht tatenlos zusehen wolle. Ei-
nerseits könnte man solche Subventionen zwar als 
ordnungspolitische Sündenfälle bezeichnen, räumt 
Wüst ein. Aber bei der Entwicklung von grünem Stahl 
biete sich „die einzigartige Chance, Wertschöpfung, in-
ternationale Wettbewerbsfähigkeit und gute Arbeits-
plätze am Standort NRW zu erhalten“. Stahl sei die Basis 
unzähliger Industrieprodukte, betont Wüst. 

Aber mit den Anlagen allein ist es ja nicht getan. Der 
Wasserstoff, der diese Anlagen befeuern soll, muss auch 
beschafft und herangeschafft werden – vor allem aus 
dem Ausland. Und auch das wird kosten. Derzeit gibt es 
in Deutschland weder die allein für die Stahlindustrie 
notwendigen Produktionskapazitäten, noch gibt es das 
entsprechende Pipelinesystem. Immerhin haben sich in 
diesem Sommer die Pläne für ein deutsches Wasserstoff-
Kernnetz konkretisiert, und die Bundesregierung hat in 
der neuesten Fassung ihrer „Nationalen Wasserstoffstra-
tegie“ die Ziele hochgeschraubt: Bis 2030 sollen allein in 
Deutschland Elektrolysekapazitäten von zehn Gigawatt 
für die Erzeugung von Wasserstoff aufgebaut werden. 

Brüsseler Milliarden
Da passt es gut, dass die deutschen Förderambitio-

nen von einer anderen Deutschen geteilt werden: EU-
Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen (CDU). 
Im März 2020 hat die Kommission eine Regelung be-

kannt gegeben, damit EU-Mitgliedstaaten in der Pande-
mie Unternehmen großzügig unterstützen konnten. Die 
Ausnahmen sollten zeitlich beschränkt bleiben. Doch 
dann griff Russland im Februar 2022 die Ukraine an, 
und der vorübergehende Rahmen wurde erneut verlän-
gert, in diesem Februar abermals. Von der Leyen be-
gründete den Schritt als Reaktion auf den Inflation Re-
duction Act. Die EU müsse eine Alternative anbieten zu 
den Offerten, die europäische Unternehmen aus den 
USA erhielten: „Wir wollen, dass die Industrie hier 
bleibt und gedeiht.“

Geflossen ist reichlich Staatsgeld. 741 Milliarden 
Euro Subventionen hat die EU seit 2020 erlaubt, alleine 
360 Milliarden Euro in Deutschland und 168 Milliarden 
in Frankreich. Die Zahlen zeigen: Es sind nicht die Sum-
men allein, die Amerika gerade als ausgelobtes Land er-
scheinen lassen. Eher ist es die Tatsache, dass die Euro-
päer ihr Geld viel umständlicher verausgaben.

Von der Leyens Willen, öffentliches Geld in die 
Wirtschaft zu pumpen, tut das keinen Abbruch. Der 
Chips Act, eine Reaktion auf die gleichnamige Initiative 
der USA, ermöglicht EU-Staaten, moderne Produktions-
stätten für die Chipfertigung in nicht gekanntem Aus-
maß zu bezuschussen. Auch Innovationen zur Dekarbo-
nisierung dürfen Mitgliedstaaten großzügig fördern, 
wenn sich Hersteller aus mehreren Ländern zusammen-
tun. Die unter dem Kürzel IPCEI gefassten Großförde-
rungen müssen die üblichen Regeln nicht befolgen. Mil-
liarden wurden im Zuge dessen in Brüssel etwa für 
Batteriefabriken und Wasserstoffprojekte genehmigt.
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Bis zum Abheben  
Der Aufbau einer euro-
päischen Luftfahrt -
industrie, hier Airbus-
Beschäftigte in Hamburg, 
zählt zu den erfolg -
reicheren Ausflügen  
des Staates in die Welt 
der Wirtschaft 

Wofür der Klima- und 
Transformationsfonds 
2024 genutzt wird 
(in Mrd. Euro)

DER GRÜNE TOPF

Quelle: BMWK
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Teilweise werden diese Projekte auch aus dem Co-
ronawiederaufbaufonds finanziert. Der kommt zu den 
nationalen Hilfen noch hinzu. Für den Fonds, mit 723 
Milliarden Euro gefüllt, hat sich die EU zum ersten Mal 
gemeinsam verschuldet. Der Deal: Im Austausch für Re-
formen bekommen EU-Staaten Geld aus Brüssel, das sie 
zu 37 Prozent in grüne und zu 20 Prozent in digitale Pro-
jekte kanalisieren müssen. Ob das Geld produktiv einge-
setzt wird, ist beim Wiederaufbaufonds zweitrangig. 
Hauptsache, die Milliarden regnen. 

Und natürlich, es gibt sie ja auch, die Leuchttürme 
und Vorzeigeprojekte in der deutschen Subventionsge-
schichte. Der liberale Volkswirt Paqué etwa ist davon 
überzeugt, dass Kanzler Helmut Kohls Rettung des Che-
miestandorts Leuna und die gezielte Förderpolitik Kurt 
Biedenkopfs in Sachsen sich bezahlt gemacht hätten: Er 
spricht von Ankern, Treibern, Innovationsspitzen rund 
um einen industriellen Kern, von Verzahnungen zwi-
schen Industrie und Forschung und Kaskadeneffekten, 
von denen ganze Regionen (und damit auch der Mittel-
stand) profitierten.

Aber natürlich teilt er zugleich die Einschätzung des 
Wirtschaftshistorikers: Subventionen wirken nur dann, 
„wenn sie zu dauerhaften Produktivitätsverbesserungen 
führen – also die Wettbewerbsfähigkeit von Unterneh-
men steigern“, sagt Werner Plumpe, emeritierter Profes-
sor für Wirtschafts- und Sozialgeschichte an der Univer-
sität Frankfurt. Dies könnten Forschungsbeihilfen sein 
oder indirekte Investitionsanreize durch Steuerverzicht 
– wie etwa die weitreichenden Abschreibungsregeln in 
den 1950er-Jahren, die maßgeblich zur Eigenkapitalbil-
dung in den Unternehmen beitrugen. „Teuer und wenig 
wirksam waren und sind hingegen Subventionen, die re-
lative Preise zugunsten bestimmter Unternehmen ver-
ändern sollen, die sonst nicht wettbewerbsfähig wären“, 
mahnt Plumpe. Für ihn ist mit Blick auf die historischen 
Erfahrungen „die derzeitige Verschenkerei von Geld 
ökonomisch nicht zu rechtfertigen“.

Es ginge besser
Wie aber sollten Subvention, wenn man sie denn 

zahlt, ausgestaltet sein, um Kollateralschäden möglichst 
klein zu halten? In der Wirtschaftswissenschaft gibt es 
eine Reihe von Ideen. Erstens: Staatshilfen sollten befris-
tet und degressiv sein, also im Zeitverlauf abnehmen. 
Wichtig wäre zudem, dass die Politik ihre Subventionen 
regelmäßig evaluieren lässt und überprüft, ob die ge-
wünschten Ziele überhaupt erreicht werden. Eine ifo-
Studie zur Förderpolitik in Sachsen brachte vor einem 
Jahr zutage, dass dort 250 Förderprogramme existierten, 
die zum großen Teil seit über 20 Jahren liefen. „Da guck-
te offenbar keiner richtig hin, ob diese Programme noch 
erforderlich sind“ kritisiert Mitautor Joachim Ragnitz. 
Er schlägt eine unkonventionelle Subventionsmethode 
vor: Versteigerungen. Wer für eine bestimmte, von der 
Politik gewünschte Transaktion am wenigsten fordere, 
solle die entsprechende Staatshilfe bekommen. 

Was in der Subventionsdebatte bislang oft unter-
geht, sind auch mögliche „Zweitrundeneffekte“. Eine 
subventionsfreudige Politik provoziert Vergeltungsmaß-
nahmen anderer Staaten, die ihrerseits intervenieren, 

um ihre eigenen Unternehmen zu stärken. Die US-Öko-
nomen Aaron Flaaen und Justin Pierce fanden etwa he-
raus, dass der US-Industrie durch die Zollerhöhungen 
Donald Trumps aufgrund von Vergeltungsmaßnahmen 
mehr Jobs verloren gingen als durch den verstärkten 
Einfuhrschutz gewonnen wurden. Weil die Zölle die von 
US-Unternehmen verwendeten Vorprodukte verteuer-
ten, kam es laut Flaaen und Pierce zu einem Rückgang 
der Industriebeschäftigung von 2,7 Prozent. 

„Eine Industriepolitik des Wie-du-mir-so-ich-dir 
verzerrt die relativen Preise und verringert die wirt-
schaftliche Effizienz, weil sie politische Launen über 
komparative Kostenvorteile stellt“, warnt Michael Strain, 
Direktor für wirtschaftspolitische Studien am American 
Enterprise Institute, einer liberalen Denkfabrik in Wa-
shington. Je mehr Länder Subventionen einführten, um-
so stärker reduziere dies die Wirkung der Staatshilfen. 
„Am Ende verbrennt die Industriepolitik das Geld der 
Steuerzahler“, warnt Strain. 

Der Sonnenuntergang?
Das Dilemma: Die Politik schlägt die Warnungen der 

Wissenschaft in den Wind. Das Misstrauen regiert. Der 
Wunsch nach Resilienz schlägt wirtschaftspolitische Ko-
härenz. Die nationale Sicherheit steht – teils zu Recht – 
höher im Kurs als die Sorge vor Effizenzverlusten. 

Und damit noch einmal zurück zur Sonnenallee. 
Und zu den großen deutschen Solarplänen. Bis 2030 sol-
len 80 Prozent des Stromverbrauchs von erneuerbaren 
Energien abgedeckt werden. Die Fotovoltaik spielt eine 
entscheidende Rolle. In der vergangenen Woche erst hat 
Robert Habeck ein „Solarpaket 1“ vorgelegt, mit dem der 
Ausbau massiv beschleunigt werden soll. Umsetzen lässt 
sich das bislang aber nur mithilfe Chinas. Ausgerechnet. 
Die Abhängigkeit der Deutschen ist groß. 87 Prozent der 
nach Deutschland importierten Fotovoltaikanlagen 
stammten 2022 aus China. Peking hat laut Internationa-
ler Energie Agentur im vergangenen Jahrzehnt rund 50 
Milliarden Dollar in den Ausbau der Fotovoltaikliefer-
kette investiert. Und die chinesischen Konzerne liefern, 
was das Zeug hält.

Die Preise für Solarmodule befinden sich „im freien 
Fall“, warnt Meyer-Burger-Chef Gunter Erfurt. Nicht 
weil China sie plötzlich günstiger produziere, sondern 
weil Peking nachhelfe, die Preise zu reduzieren: „In 
Europa werden Module zu Preisen abgegeben, die 35 bis 
50 Prozent unter chinesischen Herstellungskosten lie-
gen. China verschenkt seine Solarmodule an die Europä-
er, aber sicher nicht aus Nächstenliebe.“

Weil Europa „nach wie vor der einzige Kontinent 
sei, der noch an marktliberales Wirtschaften glaubt, ist 
gegen die chinesischen Produzenten bisher nicht viel zu 
machen“, sagt Erfurt. Das, was im Bereich der Solarindu-
strie heute geschehe, sei nur ein Vorgriff auf das, was 
demnächst auch im Automobilbereich geschehen wer-
de: „China macht uns bei strategisch wichtigen Produk-
ten abhängig.“ Europa befinde sich in einem „industrie-
politischen Endgame“, für die heimische Solarindustrie 
sei es ein „Jetzt-oder-nie-Moment“. 

Erfurt weiß, was er da sagt: Bei so viel Drama blei-
ben Politiker nicht untätig. n
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IRA-Förderumfang
Private Investitionen

Wie viel private Investi-
tionen der IRA je nach 
Branche auslösen könnte
(in Mrd. Dollar)
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